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2.3 VERFASSUNG FÜR DAS LAND 

NORDRHEIN-WESTFALEN 

VOM 28. JUNI 1950 

Artikel 6 

Artikel 7 

Artikel 8 

Grundgesetz, Artikel 7 Absatz 4 

ARTIKEL 6 

(1) Jedes Kind hat ein Recht auf Achtung seiner Würde als eigenständige Persönlichkeit und auf 

besonderen Schutz von Staat und Gesellschaft. 

(2) Kinder und Jugendliche haben ein Recht auf Entwicklung und Entfaltung ihrer Persönlichkeit, 

auf gewaltfreie Erziehung und den Schutz vor Gewalt, Vernachlässigung und Ausbeutung. Staat 

und Gesellschaft schützen sie vor Gefahren für ihr körperliches, geistiges und seelisches Wohl. Sie 

achten und sichern ihre Rechte, tragen für altersgerechte Lebensbedingungen Sorge und fördern 

sie nach ihren Anlagen und Fähigkeiten. 

(3) Allen Jugendlichen ist die umfassende Möglichkeit zur Berufsausbildung und Berufsausübung 

zu sichern. 

(4) Das Mitwirkungsrecht der Kirchen und Religionsgemeinschaften sowie der Verbände der freien 

Wohlfahrtspflege in den Angelegenheiten der Familienförderung, der Kinder- und Jugendhilfe 

bleibt gewährleistet und ist zu fördern. 

ARTIKEL 7 

(1) Ehrfurcht vor Gott, Achtung vor der Würde des Menschen und Bereitschaft zum sozialen Han-

deln zu wecken ist vornehmstes Ziel der Erziehung. 

(2) Die Jugend soll erzogen werden im Geiste der Menschlichkeit, der Demokratie und der Freiheit, 

zur Duldsamkeit und zur Achtung vor der Überzeugung des anderen, zur Verantwortung für Tiere 

und die Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen, in Liebe zu Volk und Heimat, zur Völkerge-

meinschaft und Friedensgesinnung. 
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ARTIKEL 8 

(1) Jedes Kind hat Anspruch auf Erziehung und Bildung. Das natürliche Recht der Eltern, die Erzie-

hung und Bildung ihrer Kinder zu bestimmen, bildet die Grundlage des Erziehungs- und Schulwe-

sens. 

Die staatliche Gemeinschaft hat Sorge zu tragen, daß das Schulwesen den kulturellen und sozialen 

Bedürfnissen des Landes entspricht. 

(2) Es besteht allgemeine Schulpflicht. Das Nähere regelt ein Gesetz. 

(3) Land und Gemeinden haben die Pflicht, Schulen zu errichten und zu fördern. Das gesamte 

Schulwesen steht unter der Aufsicht des Landes. Die Schulaufsicht wird durch hauptamtlich tätige, 

fachlich vorgebildete Beamte ausgeübt. 

(4) Für die Privatschulen gelten die Bestimmungen des Artikels 7 Abs. 4 und 5 des Grundgesetzes 

der Bundesrepublik Deutschland vom 23. Mai 1949 zugleich als Bestandteil dieser Verfassung. Die 

hiernach genehmigten Privatschulen haben die gleichen Berechtigungen wie die entsprechenden 

öffentlichen Schulen. Sie haben Anspruch auf die zur Durchführung ihrer Aufgaben und zur Erfül-

lung ihrer Pflichten erforderlichen öffentlichen Zuschüsse. 

GRUNDGESETZ, ARTIKEL 7 ABSATZ 4 

(4) Das Recht zur Errichtung von privaten Schulen wird gewährleistet. Private Schulen als Ersatz für 

öffentliche Schulen bedürfen der Genehmigung des Staates und unterstehen den Landesgesetzen. 

Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn die privaten Schulen in ihren Lehrzielen und Einrichtungen 

sowie in der wissenschaftlichen Ausbildung ihrer Lehrkräfte nicht hinter den öffentlichen Schulen 

zurückstehen und eine Sonderung der Schüler nach den Besitzverhältnissen der Eltern nicht geför-

dert wird. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die wirtschaftliche und rechtliche Stellung der 

Lehrkräfte nicht genügend gesichert ist. 


